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Vorbemerkungen 

Gerne möchten wir zu dem vom BMF am 22. August 2025 übermittelten 
Referentenentwurf eines Standortfördergesetzes (StoFöG) Stellung nehmen. Wir halten es 
für bedauerlich, dass im Rahmen der Verbändebeteiligung erneut eine sehr kurze Frist zur 
Rückmeldung von lediglich sieben Tagen eingeräumt wurde, was eine umfassende 
fachliche Stellungnahme erschwert. 

Wir begrüßen, dass die Bundesregierung mit dem vorliegenden Referentenentwurf die 
Attraktivität des Finanzstandorts Deutschlands sowie insbesondere auch die 
Finanzierungsbedingungen für kleine und mittlere Unternehmen verbessern möchte. 
Damit knüpft sie an die beschlossenen bzw. geplanten Maßnahmen des 
Zukunftsfinanzierungsgesetzes und Zweiten Zukunftsfinanzierungsgesetzes der 
Vorgängerregierung an. 

Auch wenn die meisten im Referentenentwurf des StoFöG enthaltenen Maßnahmen 
primär die Finanzwirtschaft selbst stärken dürften, werden manche Erleichterungen auch 
für die Unternehmen im kooperierenden Mittelstand eine Erweiterung ihrer Möglichkeiten 
für Investitionen und Fremdkapitalfinanzierung bedeuten. Wir möchten die 
Bundesregierung in diesem Sinne ausdrücklich dazu aufrufen, an dieser Stelle nicht 
stehen zu bleiben. Gerade kleinere Mittelständler finden weiterhin keine optimalen 
Bedingungen für die Anlage ihres Kapitals sowie für die Fremdkapitalfinanzierung vor und 
sind daher in ihren Entwicklungsmöglichkeiten beschränkt. Auch steuerliche Anreize und 
nicht zuletzt weitere steuerliche Entlastungen wären daher politisch sinnvoll. 

Im Folgenden möchten wir zu den aus Perspektive des kooperierenden Mittelstandes 
wichtigsten Bestandteilen des Referentenentwurfs im Einzelnen Stellung nehmen. 
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Zu Artikel 5: 

Anhebung der Schwellenwerte für eine Bescheinigungspflicht im 
Derivatehandel nach § 32 Wertpapierhandelsgesetz 

Es ist aus unserer Sicht sinnvoll, dass zukünftig weniger insbesondere mittelständische 
Unternehmen, die Derivategeschäfte tätigen, hierfür eine Bescheinigung durch einen 
Wirtschaftsprüfer erstellen lassen müssen, um die Einhaltung der EMIR-Anforderungen zu 
belegen. Die Anhebung und Verknüpfung der bisherigen Schwellenwerte für das 
Gesamtnominalvolumen der Geschäfte bzw. die Anzahl der Derivatekontrakte erscheint 
daher angemessen und kann den Aufwand, der mit einer Bescheinigung der Einhaltung 
der EMIR-Anforderungen durch einen Wirtschaftsprüfer einhergeht, für die jeweiligen 
Unternehmen senken. Für den kooperierenden Mittelstand in seiner Gesamtheit stellt der 
Derivatehandel bisher noch ein nachrangiges Feld der Anlage und 
Unternehmensfinanzierung dar. 

 

Erleichterungen bei Bekanntmachungen von Rechnungslegungsfehlern nach 
§ 109 Wertpapierhandelsgesetz 

Wir begrüßen die vorgeschlagene Anpassung der Regel für die Pflicht zur 
Bekanntmachung von Rechnungslegungsfehlern gemäß § 109 WpHG, sofern der Fehler 
allein die nichtfinanzielle Erklärung betrifft. Derartige Fehler sind aus unserer Sicht mit 
Blick auf das öffentliche Interesse von nachrangiger Relevanz, sodass ein Verzicht der 
BaFin auf die entsprechende Bekanntmachung sachgerecht erscheint. Der neue 
Regelsatz in Absatz 2 Satz 4, nach dem in der Regel kein öffentliches Interesse an einer 
Bekanntmachung besteht, wenn der Fehler allein den Inhalt der nichtfinanziellen 
Erklärung (§§ 289c bis 289e HGB) betrifft und sich nicht auf Bilanz oder Gewinn- und 
Verlustrechnung auswirkt, ist nach unserer Auffassung hinreichend rechtssicher und 
könnte auch die BaFin entlasten. 

 

Zu Artikel 21: 

Prospektfreie Vermittlung auch für Genossenschaftsanteile im Rahmen des § 
2a Vermögensanlagengesetz 

Die im Referentenentwurf enthaltene Ergänzung des § 2a VermAnlG, nach der auch 
Anteile an einer Genossenschaft, welche Vermögensanlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 
Nummer 1 VermAnlG sind, im Rahmen einer Schwarmfinanzierung prospektfrei vermittelt 
werden können, ist grundsätzlich nicht zu beanstanden und kann den administrativen 
Aufwand bei der Vermittlung in bestimmten Fällen durchaus verringern.  

Gleichzeitig gilt aus Sicht des kooperierenden Mittelstandes, der viele gewerbliche 
Genossenschaften umfasst, dass der Erwerb eines Mitgliedsanteils einer solchen 
Genossenschaft in aller Regel auf eine wirtschaftliche Tätigkeit des Mitglieds innerhalb 
der Kooperation ausgerichtet ist und nicht primär der Vermögensanlage oder 
Unternehmensfinanzierung dient. Dementsprechend steht auch die Möglichkeit einer 
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Schwarmfinanzierung weder für die Erwerber von Genossenschaftsanteilen noch für die 
Genossenschaft selbst im Vordergrund. 

 

Zu Artikel 28: 

Erweiterung der Möglichkeit zur Übertragung von Gewinnen aus der 
Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften nach § 6b EStG 

Wir begrüßen, dass die Bundesregierung die Möglichkeit zur Übertragung von Gewinnen 
aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften gemäß § 6b Absatz 10 EStG 
deutlich ausweiten und damit ein Vorhaben umsetzen möchte, das bereits im Zweiten 
Zukunftsfinanzierungsgesetz vorgesehen war.  

Die Anhebung des maximalen Betrags pro Wirtschaftsjahr von 500.000 Euro auf 2 Mio. 
Euro erscheint angemessen und könnte die Spielräume für betriebliche Reinvestitionen 
durchaus spürbar erhöhen. Perspektivisch sollte jedoch darüber nachgedacht werden, 
diese Grenze noch weiter anzuheben. So könnten die Möglichkeiten zur Übertragung 
noch flexibler gestaltet und es würde zudem dem Ziel der Rechtsformneutralität in der 
Unternehmensbesteuerung stärker Rechnung getragen werden. Gerade der 
kooperierende Mittelstand umfasst sowohl Personenunternehmen als auch 
Kapitalgesellschaften sehr unterschiedlicher Rechtsformen. 

 

Zu Artikel 51: 

Notwendige Konkretisierung des „berechtigten Interesses“ im GWG 

Wir begrüßen, dass der deutsche Gesetzgeber nunmehr auf die Vorgaben der im letzten 
Jahr verabschiedeten Richtlinie über die von den Mitgliedstaaten einzurichtenden 
Mechanismen zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems für Zwecke der 
Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Richtlinie (EU) 
2019/1937 und zur Änderung und Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/849 reagiert hat. 
Insbesondere soll § 23 Absatz 1 Nummer 3 GWG dahingehend geändert werden, dass 
das aktuelle Einsichtsrecht der Öffentlichkeit an das Vorliegen eines berechtigten 
Interesses geknüpft wird.  

Aufgrund der Revision der Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche, insbesondere 
der Verabschiedung der Verordnung (EU) 2024/1624 zur Verhinderung der Nutzung des 
Finanzsystems für Zwecke der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung, wird sich 
der Kreis der GWG-Verpflichteten erhöhen. Es ist daher dringend erforderlich, dass die 
Zugangsberechtigung unter Beachtung der Grundrechte der Informationssuchenden 
verhältnismäßig zu den ebenso zu berücksichtigenden Interessen der zu Angaben im 
Transparenzregister verpflichteten Personen ausgestaltet wird.  

Die Richtlinie stellt bereits klar, dass bspw. Journalisten und Nicht-Regierungs-
Organisationen regelmäßig ein berechtigtes Interesse haben. Im Sinne der Pressefreiheit 
wird dieser Ansatz grundsätzlich unterstützt. Auch bei den soeben genannten 
Personengruppen besteht jedoch eine erhebliche Missbrauchsgefahr. Der EuGH 
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(Rechtssache C-37/20) hat in diesem Zusammenhang festgestellt, dass der Gesetzgeber 
Mindestanforderungen aufstellen muss, sodass die betroffenen Personen im 
Transparenzregister über ausreichende Garantien verfügen, die einen wirksamen Schutz 
ihrer persönlichen Daten vor Missbrauchsrisiken ermöglichen. 

Dem trägt der Referentenentwurf nur eingeschränkt Rechnung. Der Begriff des 
berechtigten Interesses wird an keiner Stelle – auch nicht in der Gesetzesbegründung – 
weiter ausgeführt. Notwendig wären jedoch Regeln, die gewährleisten, dass die Daten 
nur für den gesetzlich vorgesehenen Zweck verwendet werden und auch spätere 
Missbräuche – die sich daraus ergeben können, dass die Daten dauerhaft gespeichert 
und verbreitet werden können – nach Möglichkeit verhindert werden.  

Nach unserer Ansicht müssten daher weitere Kriterien gesetzlich verankert werden, die 
einen möglichen Missbrauch verhindern können. So sollte die Einsicht in das 
Transparenzregister von einer schlüssigen Darlegung des berechtigten Interesses 
abhängig gemacht werden. Mit Blick auf bestehende Grundrechte des Einsehenden 
könnte die Darlegungslast entsprechend verhältnismäßig abgestuft sein. Zudem sollten 
die Löschfrist von Anfragen – mit Blick auf eine mögliche strafrechtliche Verfolgung 
widerrechtlich verwendeter Informationen aus dem Transparenzregister – auf fünf Jahre 
erhöht werden. Eine entsprechende Änderung wäre in § 3 Absatz 5 TrEinV vorzunehmen.  

Weiterhin sollte die Nutzung von aus dem Transparenzregister erhaltenen Daten an einen 
entsprechenden Sorgfaltsmaßstab geknüpft werden. Dazu gehört die Selbstverpflichtung, 
die erlangten Informationen nur mit Personen zu teilen, die selbst ein berechtigtes 
Interesse haben. Weiterhin sollten die Einsehenden eine Liste der Personen erstellen 
müssen, denen Zugang zu den Informationen gewährt wurde. Zudem sollte eine Pflicht 
zur Löschung der erlangten Daten festgelegt werden.  

Insgesamt könnte so ein ausgewogener Schutz der Interessen der Einsehenden sowie 
der im Transparenzregister eingetragenen Personen erreicht werden. Überdies sollte der 
Gesetzgeber sicherstellen, dass GWG-Verpflichtete, die den wirtschaftlich Berechtigten 
identifizieren müssen, sich auf die Angaben im Transparenzregister verlassen können 
müssen und keine weiteren Sorgfaltspflichten bestehen.  

 

 

 
 

DER MITTELSTANDSVERBUND – ZGV e.V. vertritt als Spitzenverband der deutschen 
Wirtschaft in Berlin und Brüssel die Interessen von ca. 230.000 mittelständischen 
Unternehmen, die in rund 300 Verbundgruppen organisiert sind. Die kooperierenden 
Mittelständler erwirtschaften mit 2,36 Mio. Vollzeitbeschäftigten einen Umsatz von etwa 
506 Mrd. Euro (rund 12 Prozent des BIP) und bieten über 400.000 Ausbildungsplätze. 
Einzelne Verbundgruppen treten unter einer Marke auf, z.B. EDEKA, REWE, 
INTERSPORT, EP: ElectronicPartner, expert und BÄKO. Alle fördern ihre Mitglieder durch 
eine Vielzahl von Angeboten wie etwa Einkaufsverhandlungen, Logistik, IT, 
Finanzdienstleistungen, Beratung, Marketing, Ladeneinrichtung und Trendforschung. 


